
Junge FBP möchte ein«gerechteres»  
Wahlrecht: Was das konkret bedeutet 
«Doppelter Pukelsheim»: Die Jungpartei will das Rechensystem abändern, wie Stimmen in Landtagssitze umgewandelt werden. 

Elias Quaderer 
 
Für ein gerechteres Wahlrecht in 
Liechtenstein kämpfen: Dieses 
Ziel habe sich die Junge FBP ge-
setzt, seit sich deren Vorstand im  
April neu formiert hat. «Es muss 
etwas verändert werden», so die 
Jungpartei in einer Stellung -
nahme von vergangener Woche. 
Entsprechend habe ihr Vorstand 
einen Gesetzestext ausgearbei-
tet, «der die Bedenken bezüg -
lich der Ungleichheit zwischen 
Unterländer und Oberländer 
Wählerinnen und Wählern auf-
greift». Was konkret damit ge-
meint ist, bleibt die Jungpartei 
allerdings schuldig, in ihrer Stel-
lungnahme auszuführen. Auf 
Nachfrage erklärt Vorstandsmit-
glied Raphael Ott, dass der Vor-
schlag der Jungen FBP darauf 
abzielt, das Rechenverfahren 
abzuändern, wie Wählerstim-
men in Landtagssitze verwan-
delt werden.  

Nach dem jetzigen Wahl-
recht wird die Sitzverteilung für 
jeden Wahlkreis – Ober- und Un-
terland – einzeln berechnet. Da-
durch «könne eine Partei durch 
Glück oder Pech stark über- 
oder unterrepräsentiert wer-
den», so Ott. Der Vorschlag der 
Jungen FBP wolle dagegen, dass 
die Sitzverteilung über das 
ganze Land berechnet wird und 
erst im Anschluss die Sitze auf 

die beiden Wahlkreise verteilt 
werden. «Neu ist also jede Wäh-
lerstimme eine Parteistimme, 
wodurch jedem Wähler die glei-
che Stimmkraft zugesichert 
wird», hält das Vorstandsmit-
glied fest. Bis der ausgearbeitete 
Gesetzestext vorliegt, wird es 
aber noch eine Weile dauern. 
Derzeit werde ihr Vorschlag 
noch juristisch überprüft, teilt 

die Jungpartei mit. Und im An-
schluss an die Prüfung werde 
die Junge FBP das weitere Vor-
gehen mit der FBP-Landtags-
fraktion besprechen. 

Ein perfektes Verfahren zur 
Sitzzuteilung existiert nicht 
Es bleibt die Frage: Trifft die Ein-
schätzung der Jungen FBP tat-
sächlich zu? Besteht durch das 

aktuelle Wahlverfahren die Ge-
fahr, dass Parteien stark über- 
oder unterrepräsentiert werden? 
Thomas Milic, Politologe am 
Liechtenstein-Institut, meint 
dazu: «Ob eine Sitzverteilung 
‹gerecht› ist oder nicht, ist nicht 
bloss eine mathematische Frage, 
sondern auch, und ich würde gar 
sagen, vor allem eine politische 
Frage.» Zudem existiere ein per-

fekt-proportionales Sitzzutei-
lungsverfahren schlichtweg 
nicht: «Egal, welches Verfahren 
der Sitzzuteilung man wählt, ir-
gendjemand wird am Ende im-
mer bevorteilt, während ein an-
derer benachteiligt wird.»  

Dennoch gebe es Verfahren, 
die das Proportionalitätsziel 
eher erreichen als andere. Zu 
nennen sei der «doppelte Pu-
kelsheim» – ein Verfahren, das 
bereits in neun Schweizer Kan-
tonen angewandt wird. Dieses 
Verfahren würde dem Ziel der 
Jungen FBP entsprechen, da hier 
die Sitzverteilung nach den kan-
tonsweit bzw. landesweit erhal-
tenen Stimmen der Parteien er-
folgt. Und es liefert gemäss Milic 
kantonsweit auch die proportio-
naleren Ergebnisse als das «Ha-
genbach-Bischoff-Verfahren» – 
das Rechensystem, das derzeit 
bei den Liechtensteiner Land-
tagswahlen angewandt wird. 

FBP wäre stärkste Partei mit 
«doppeltem Pukelsheim» 
Vor diesem Hintergrund ist da-
von auszugehen, dass sich der 
Vorschlag der Jungen FBP am 
«doppelten Pukelsheim» orien-
tieren wird. Aber wie würde 
dieses neue Rechensystem die 
Ergebnisse der Liechtensteiner 
Wahlen verändern? Würde man 
den «doppelten Pukelsheim» 
auf die Landtagswahlen 2021 

anwenden, dann «würde die 
VU ein Mandat weniger, die 
DpL ein Mandat mehr erzie-
len», rechnet Politologe Milic 
vor. Das heisst: Aus den letzten 
Landtagswahlen wäre die FBP  
mit zehn Mandanten als stärks-
te Kraft hervorgegangen. Damit 
hätte sie Anspruch auf den 
 Regierungschefposten erheben 
können. Die VU hätte sich unter 
dem «doppelten Pukelsheim» 
hingegen mit neun Landtagssit-
zen und folglich mit der Rolle 
des kleinen Koalitionspartners 
begnügen müssen. Die Opposi-
tionsparteien FL und DpL wä-
ren gleichstark mit je drei Sitzen 
im Landtag vertreten. 

Junge FBP für Erhalt der 
beiden Wahlkreise 
Eine andere Möglichkeit, um 
die Diskussion um die unter-
schiedliche Gewichtung von 
Ober- und Unterländer Stim-
men zu beenden, wäre, die 
 beiden Wahlkreise aufzulösen. 
Dies lehnt die Junge FBP jedoch 
ab. Denn erstens werde durch 
die Wahlkreise eine angemes-
sene Repräsentation der beiden 
Landesteile sichergestellt. Und 
zweitens würden die kleinen 
Wahlkreise den Vorteil bieten, 
«Politiker persönlich kennen-
zulernen und sich ein genaue -
res Bild von deren Ansicht und 
Positionen zu machen». 

Die Junge FBP kritisiert, dass mit dem jetzigen Wahlrecht einzelne Parteien «stark über- oder  
unterrepräsentiert werden können». Bild: Keystone

Auch privates Radio kann öffentlich-rechtlichen Status erhalten 
Ein öffentlich-rechtliches Medium muss keineswegs im Besitz des Staates sein, zeigt eine Publikation des Liechtenstein-Instituts. 

Soll Radio L privatisiert werden? 
Auch diese Frage soll der Land-
tag Anfang September beant-
worten, wenn die Zukunft des 
Landessenders auf der Traktan-
denliste steht. Als Grundlage 
stellt die Regierung in ihrem Va-
riantenbericht gut eine A4-Seite 
bereit. In rund 300 Worten 
schildert sie ein einziges Szena-
rio, wonach Radio L so privati-
siert würde, dass es kaum über-
lebensfähig wäre. Laut Regie-
rung würde der Käufer den 
ganzen Besitz des Liechtenstei-
nischen Rundfunks (LRF) inklu-
sive die im Unterhalt teure Sen-
deinfrastruktur sowie das Per -
sonal übernehmen. Staatliche 
Unterstützung gäbe es allenfalls 
noch in Form der Medienförde-
rung. «Eine weitergehende fi-
nanzielle Unterstützung von 
staatlicher Seite ist jedoch aus-
geschlossen, da kein Mehrwert 
gegenüber der heutigen Lösung 
mit einem Staatssender er-
kenntlich ist», findet die Regie-
rung. Das neue private Unter-
nehmen werde keinen Pro-
grammauftrag erhalten. «Damit 
würde auch die gesetzliche 
Pflicht zur neutralen und ausge-
wogenen Berichterstattung 
wegfallen», heisst es weiter.  

Ebendieser gesetzliche Auf-
trag wird jeweils als das Allein-
stellungsmerkmal von Radio L 
angepriesen, um zu erklären, 
dass ein «öffentlich-rechtlicher 

Rundfunk» für Liechtenstein 
unabdingbar sei. 

Operative und redaktionelle 
Unabhängigkeit vom Staat 
Doch so schwarz-weiss wie die 
Darstellung der Regierung ist 
die Ausgangslage mitnichten. 
Das zeigt nun auch Patricia 
Schiess, Forschungsbeauftragte 
Recht am Liechtenstein-
Institut, in der aktuellen Aus-
gabe der Institutspublikation 
«LI Focus» auf. «Alle Medien 
müssen wahrheitsgetreu und 
objektiv berichten sowie das 
Sachgerechtigkeitsgebot beach-
ten», schreibt Schiess. In dieser 
Hinsicht unterscheiden sich die 
gesetzlichen Pflichten des LRF 

und der privaten Medienunter-
nehmen in Liechtenstein also 
bereits heute nicht. Für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk 
sieht das Gesetz zusätzlich ex-
plizit vor, dass er ausgewogen 
berichten muss und die im Land 
herrschende Meinungsvielfalt 
wiederzugeben hat.  

Aus dem internationalen 
Recht lassen sich laut Schiess im 
Wesentlichen zwei Vorgaben 
bezüglich öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten ableiten: 
Sie müssen redaktionell und 
operativ unabhängig vom Staat 
sein und sie müssen ausrei-
chend finanziert werden. 

Dass der Staat selbst Eigen-
tümer eines öffentlich-rechtli-

chen Rundfunksenders ist, ist 
zwar nicht verboten, aber auch 
nicht vorgeschrieben. Die EU 
spricht mittlerweile von 
«öffentlich-rechtlichen Medi-
enanbietern». Dieser Definition 
entspricht ein Anbieter, der 
nach nationalem Recht mit ei-
nem öffentlichen Auftrag be-
traut ist oder der für die Erfül-
lung eines solchen Auftrags na-
tionale öffentliche Mittel erhält. 
«Er muss nicht als öffentliches 
Unternehmen ausgestaltet 
sein», schreibt Patricia Schiess. 
Folglich könnte auch ein priva-
tes Unternehmen mit einem 
Versorgungsauftrag die öffent-
lich-rechtliche Funktion über-
nehmen.  

Unabhängig davon, ob ein 
Medium als staatliches Unter-
nehmen ausgestaltet ist, einen 
Leistungsauftrag vom Land er-
hält oder über die Medienförde-
rung unterstützt wird, muss es 
Inhalte einordnen und Aussa-
gen hinterfragen. Entsprechend 
dürfte sich der Staat mit einem 
Leistungsauftrag an ein Medi-
um keinen Verlautbarungsjour-
nalismus sichern.  

Wie Patricia Schiess auf An-
frage erklärt, sei es zwar durch-
aus zulässig, vorzuschreiben, 
dass über bestimmte Themen 
wie Politik und Kultur zu berich-
ten ist und für gewisse Inhalte 
Raum gewährt werden muss, 
beispielsweise für Hörerfragen. 

«Aber alles andere wäre ein 
 Regierungsradio. Ein Journalist, 
der seine Fragen zur blossen 
Dekoration der Antworten 
eines Regierungsmitgliedes 
stellt, das würde den internatio-
nalen Vorgaben nie und nimmer 
entsprechen», so Schiess. 

Seriöse Informationen  
für Privatisierung nötig 
Mit Blick auf den September-
Landtag stellt sich nun die Fra-
ge: Was, wenn die Abgeordne-
ten weder den von der Regie-
rung geforderten Ausbau von 
Radio L als Staatsradio noch die 

im Variantenbericht aufge -
zeigte minimale Privatisie-
rungsvariante befürworten, 
sondern ein privates Radio mit 
gewissen Leistungen wie aktu-
ellen Nachrichtensendungen 
wünschen? «Ich denke, das 
würde eine grössere politische 
Diskussion auslösen», sagt Pa-
tricia Schiess. Als Grundlage 
wäre ein Bericht mit verschiede-
nen Privatisierungsvarianten 
nötig. Hierfür sollten Experten 
beispielsweise einen Leistungs-
katalog vorschlagen und die Ab-
geltung für die Leistungen be-
rechnen. Nach dem politischen 
Entscheid könnte der Versor-
gungsauftrag dann ausgeschrie-
ben und ein Vergabeverfahren 
durchgeführt werden.  

Ob ein privates Radiounter-
nehmen mit öffentlich-rechtli-
chem Auftrag am Ende aber 
wirklich kostengünstiger zu ha-
ben ist als das gegenwärtige 
Staatsradio, stellt Schiess je-
doch infrage. Auch ob tatsäch-
lich ein privater Interessent ge-
funden werden kann, müsse 
sich noch zeigen. «Ich bin Juris-
tin und keine Ökonomin. Aber 
wenn ich sehe, dass sich in der 
Schweiz auf 38 Konzessionen 
nur 51 Unternehmen beworben 
haben, dann frage ich mich, ob 
die Nachfrage in Liechtenstein 
so gross wäre.» 
 
David Sele

Würde Radio L privatisiert werden, gäbe es staatliche Unterstützung 
allenfalls noch in Form der Medienförderung. Bild: Archiv

Patricia Schiess 
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«Ein Journalist, der 
seine Fragen zur 
blossen Dekoration 
der Antworten stellt, 
das würde interna-
tionalen Vorgaben 
nicht entsprechen.»
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